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Beschlussantrag  

Für das in dem beiliegendem Lageplan der Kommunalentwicklung (KE) mit Datum 
04.07.2018 abgegrenzte Gebiet „Alter Ortskern II Iptingen“ in Wiernsheim-Iptingen 
werden gemäß § 141 BauGB Vorbereitende Untersuchungen durchgeführt. Die 
Gemeindeverwaltung wird mit den weiteren notwendigen Schritten beauftragt.  
 

 

Begründung 

 

A: Neubewilligung der Erneuerungsmaßnahme „Alter Ortskern Iptingen“ im 
Landessanierungsprogramm 
 
Erfreulicherweise ist die Gemeinde Wiernsheim nach der Mitteilung von Wirtschaftsministerin Frau 
Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut vom 15.05.2018 und nachfolgend mit dem Bewilligungsbescheid des 
Regierungspräsidium Karlsruhe (RP KA) vom 28.05.2018 mit der Erneuerungsmaßnahme „Alter 
Ortskern Iptingen“ mit dem Zuwendungsbetrag von 1.000.000 € (60% Finanzhilfe) und somit mit 
einem Förderrahmen von 1.666.667 Mio. € in das Landessanierungsprogramm (LSP) 2018 
aufgenommen worden. 
 
Das noch festzulegende Sanierungsgebiet „Alter Ortskern Iptingen“ soll zur Behebung 
städtebaulicher Missstände und Mängel durch Erneuerungsmaßnahmen neu geordnet und 
aufgewertet werden. Ziel der Gemeinde ist es im Wesentlichen, anstehende öffentliche 
Baumaßnahmen Angriff zu nehmen und umzusetzen wie: Abbruch und Neubau des Kindergartens 
„Vogelhäuschen“, in Verbindung mit der Umsetzung eines innovativen energetischen Pilotprojekts, 
Erneuerung und Umbau der denkmalgeschützten Alten Kelter zur kommunalen Kultur- und 
Veranstaltungshalle, auch mit Gestaltung des unmittelbaren Umfeldes, Errichtung eines 
integrierten Spielplatzes für Kinder und Jugendliche im Ortskern, Instandsetzung und Umnutzung 
der denkmalgeschützten Ringscheuern auf dem Kirchberg zu öffentlichen Zwecken als 
Veranstaltungs- und Ausstellungsräume u.a..  
 
In den weiteren Bereichen der Ortsmitte, in denen erhebliche städtebauliche Missstände und 
Mängel vorhanden sind, sollen diese durch private Erneuerungsmaßnahmen behoben werden. 
Ziele dabei sind: Modernisierung und Instandsetzung von Wohngebäuden unter besonderer 
Berücksichtigung der Erhaltung ortstypischer und ortsbildprägender Bausubstanz, Nutzung des 
Potenzials von Scheunen- oder Nebengebäuden durch Umnutzung für Wohnzwecke oder, wenn 
wirtschaftlich nicht vertretbar, durch maßstäbliche Neubebauung, ortsbildgerechte 
Gestaltungsmaßnahmen an Wohn- und Geschäftsgebäuden und deren Umfeld, 
Neubaumaßnahmen in Baulücken oder auf Flächenreserven zur Erzielung eines geschlossenen 
Ortsbildes, im Einzelfall ersatzlose Abbrüche nicht mehr nutzbarer Nebengebäude, Entkernung und 
Bodenordnung bei zu dichter Bebauung. 



 
Im Rahmen der Antragstellung für die Neuaufnahme ist in den Jahren 2017-18 ein 
gebietsbezogenes integriertes städtebauliches Entwicklungskonzeptes (ISEK) mit einem konkreten 
Neuordnungskonzept durch die KE bereits erarbeitet sowie hierzu eine detaillierte Maßnahmen-, 
Kosten- und Finanzierungsplanung erstellt worden.  
 
 
B. Einleitung Vorbereitender Untersuchungen gemäß § 141 BauGB 
 
Nach den Bestimmungen des Baugesetzbuches (BauGB) sind vor der förmlichen Festlegung eines 
Sanierungsgebietes Vorbereitende Untersuchungen (VU) gemäß § 141 BauGB durchzuführen. 
 
Es sind die Vorbereitenden Untersuchungen durchzuführen, die erforderlich sind, um 
Beurteilungsgrundlagen zu gewinnen über die Notwendigkeit der Sanierung, die sozialen, 
strukturellen und städtebaulichen Verhältnisse und Zusammenhänge sowie die anzustrebenden 
allgemeinen Ziele und die Durchführbarkeit der Sanierung im Allgemeinen. Die Vorbereitenden 
Untersuchungen sollen sich auch auf nachteilige Auswirkungen erstrecken, die sich für die 
unmittelbar Betroffenen in ihren persönlichen Lebensumständen im wirtschaftlichen oder sozialen 
Bereich voraussichtlich ergeben werden. 
 
Dabei sind gemäß § 138 BauGB die Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige zum Besitz oder zur 
Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils Berechtigte sowie ihre Beauftragten 
verpflichtet, Auskunft über die Tatsachen zu erteilen, deren Kenntnis zur Beurteilung der 
Sanierungsbedürftigkeit des Gebietes oder zur Vorbereitung oder Durchführung der Sanierung 
erforderlich ist. Der Sanierungsbeauftragte verpflichtet sich gemäß § 138 BauGB gegenüber der 
Gemeinde, die erhobenen Daten nur zu Zwecken der Sanierung zu verwenden und nur an die 
Gemeinde weiterzugeben. 
 
Die Vorbereitenden Untersuchungen werden durch den Beschluss über den Beginn der 
Vorbereitenden Untersuchungen eingeleitet. Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. 
Dabei ist auf die Auskunftspflicht nach § 138 BauGB hinzuweisen. 
 
Die Ergebnisse der Vorbereitenden Untersuchungen und das auf dieser Grundlage nochmals 
fortgeschriebene Neuordnungskonzept sind Grundlage für den folgenden Satzungsbeschluss des 
Gemeinderates zur förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes und die anschließende 
Sanierungsdurchführung.  
 
Das Verfahren und das mögliche und empfohlene konkrete weitere Vorgehen werden in der 
Sitzung vom Projektleiter der KE, Herrn Norbert Neuser, vorgetragen und auf Wunsch näher 
erläutert. 
 

 

 

 

Anlage 1   
Abgrenzungsplan Untersuchungsgebiet „Alter Ortskern II Iptingen“ der KE vom 04.07.2018 
 

 

 
 
 


